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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

24.05.1985 

Geschäftszahl 

85/17/0008 

Rechtssatz 

Die Festsetzung der Abwassergebühren und der sie betreffenden Teilzahlungen gehört nicht auf den Rechtsweg, 
sondern zur Zuständigkeit der Abgabenbehörde. Bei diesen Gebühren handelt es sich um Abgaben im 
finanzverfassungsrechtlichen Sinn. Daran ändert auch der Umstand nichts, daß die Anstalten der Gemeinden zur 
Abfuhr von Spülwasser und Abfällen gemäß § 2 Abs 3 UStG 1972 als Betriebe gewerblicher Art gelten und die 
Ableitung von Abwässern durch diese Betriebe gegen Festsetzung und Einhebung von Gebühren iSd jeweiligen 
Finanzausgleichgesetzes einen umsatzsteuerbaren Leistungsaustausch darstellt. Für einen umsatzsteuerbaren 
Leistungsaustausch ist es nämlich ohne Bedeutung, ob er zur Gänze oder auch teilweise privatem oder 
öffentlichem Recht unterliegt. 

Beachte 

Fortgesetztes Verfahren: 

87/17/0199 E 22. Dezember 1988; 


